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Mitglieder einer Landeszahnärztekammer 

sind grundsätzlich alle Zahnärzte, die ihren 

Sitz oder u. U. ihren Wohnsitz in dem betref-

fenden Bundesland haben. Ihre Rechte und 

Pflichten werden durch die gesetzlichen Vor-

schriften, etwa im hessischen Heilberufege-

setz, und durch die einschlägigen Statuten 

der jeweiligen Landeszahnärztekammer, be-

sonders die Satzung und die Berufsordnung, 

geregelt. All diese Vorschriften dienen dazu, 

diejenigen ethischen Werte, die für eine er-

folgreiche Behandlung von Patienten notwen-

dig sind, zu wahren. Darüber hinaus befassen 

sie sich mit der Interaktion zwischen Zahnarzt 

und Patient. Sie konkretisieren unter anderem 

die Schweigepflicht und die Gebührenerhe-

bung. 

Unser Grundgesetz bekennt sich zur allgemei-

nen Vereinigungsfreiheit. Danach ließe sich eine 

Zwangsmitgliedschaft in einer berufsständi-

schen Vereinigung eigentlich nicht begründen. 

Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht 

festgestellt, dass Art. 9 Abs. 1 GG nur die privat-

rechtliche Vereinigungsfreiheit umfasst, nicht 

aber die berufsständische Pflichtmitgliedschaft 

in einer öffentlich-rechtlich organisierten 

Körperschaft, wie etwa in den Zahnärztekam-

mern1,2. Die Verkammerung des Zahnärztebe-

rufs beruht indessen auf zahlreichen rechts-

politischen Erwägungen. So gehört zu den 

allgemeinen und bereits im Studium verinner-

lichten Regeln zum Berufsbild eines Zahnme-

diziners das sich stetige Weiterbilden, um auf 

dem höchsten und aktuellsten Stand der Wis-

senschaft zu bleiben. Dies sollte auch dem Pa-

tienten innerhalb eines Aufklärungsgespräches 

und bei der Wahl der Versorgung wiedergege-

ben werden und das Arbeiten muss lege artis 

(= nach den Regeln der ärztlichen Kunst) zum 

Wohle des Patienten erfolgen. Ebenso ist jeder 

Zahnarzt bei allen Tätigkeiten dazu verpflichtet, 

Verschwiegenheit in Bezug auf Patientenda-

ten und die Kollegialität zu anderen Zahnärzten 

zu wahren. Dazu verpflichten ausdrücklich die 

§§ 1–3 und 8 der Berufsordnung für hessische 

Zahnärzte3–6. Der Zahnärztekammer, die als Teil 

der sogenannten mittelbaren Staatsverwaltung 

auch Verwaltungsakte erlassen kann, werden 

zur Durchsetzung der genannten verbindlichen 

Vorschriften der Berufsausübung die entspre-

chenden Sanktionsmöglichkeiten verliehen7. 

RECHTE DES MITGLIEDS EINER 

LANDESZAHNÄRZTEKAMMER

Die Mitgliedschaft in einer Landeszahnärzte-

kammer, wie z. B. der hessischen, berechtigt 

zunächst vor allem zur Wahl von Delegierten, 

die dann den Vorstand der Landeszahnärzte-

kammer wählen. Jedes Mitglied kann für jede 

Position kandidieren. Des Weiteren besteht 

ein Anspruch auf die von den Kammern ihren 

Mitgliedern zur Verfügung zu stellenden An-

gebote, die Einrichtungen und Services. Die 

Zahnärztekammern sind dazu verpflichtet, 

die Fortbildung ihrer Mitglieder nicht nur zu 

regeln, sondern auch selbst zu fördern. Den 

Zahnärzten steht es frei, diese Angebote zur 

Aus- und Weiterbildung zu nutzen, oder aber 

diese bei anderen Trägern im In- oder Ausland 

eigenverantwortlich wahrzunehmen (s. Bei-

trag Dobbertin S. 40). Für eigene Angebote 

der Landeszahnärztekammern kommen z. B. 
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Tagungen, Seminare oder auch die Mitglieder-

zeitschriften infrage. Innerhalb des von den 

Gesetzen – etwa §§ 1 ff. hess. Heilberufege-

setz – vorgegeben Rahmens haben sie Prü-

fungsverfahren zu organisieren und zu vollzie-

hen (z. B. die verpflichtende Feststellung der 

Sachkunde im Röntgen für alle Zahnärzte im 

5-Jahres-Rhythmus). Dies gilt nicht nur für den 

Zahnarzt selbst, sondern auch für die Aus- und 

Fortbildung von zahnmedizinischen Fachange-

stellten. Die Bundeszahnärztekammer trägt 

diesem Auftragsspektrum in § 2 ihrer Satzung 

auf Bundesebene Rechnung8.

PFLICHTEN DES MITGLIEDS EINER 

LANDESZAHNÄRZTEKAMMER

Primäre Pflicht eines je-

den Zahnarztes ist es, 

überhaupt Mitglied 

der jeweils örtlich 

zuständigen Landes-

zahnärztekammer zu 

sein. Übrigens sind 

auch solche Zahn-

ärzte zur Zwangs-

mitgliedschaft ver-

pflichtet, die nur in 

Wissenschaft, in ei-

nem Unternehmen, als 

Sanitätsoffiziere der Bundes-

wehr oder Amtsärzte tätig sind9–11.

Als Mitglied fällt ein Mitgliedsbeitrag 

an, welcher nur der Deckung der Verwaltungs-

kosten der Kammer dienen darf. Neben der 

Pflicht zur Aus- und Weiterbildung gilt es, wei-

tere Pflichten zu berücksichtigen. So ist jeder 

Zahnarzt verpflichtet, der Kammer über seine 

Person und seine Praxis Auskunft zu erteilen. 

Die Kammer ist befugt, Wirtschaftlichkeits-

überprüfungen bei ihren Mitgliedern vorneh-

men zu lassen, sofern es Unregelmäßigkeiten 

in der Abrechnungspraxis gibt. Daneben besteht 

unter anderem ein Anspruch auf Einsicht in die 

Betriebsunterlagen eines Mitglieds durch die 

Finanzbehörden, was etwa bei dem Verdacht 

der Steuerhinterziehung relevant sein kann12. 

FOLGEN VON VERSTÖSSEN GEGEN DIE 

PFLICHTEN ALS MITGLIED

Als Zahnarzt muss man sich neben der für alle 

Bürger geltende Gesetze besonders an die Be-

rufspflichten für Heilberufe halten. Bei Verstö-

ßen (z. B. Abrechnungsfehler, Aufklärungsver-

säumnisse, ärztlichen Kunstfehler) kommt ein 

zweistufiges Verfahren zum Einsatz: Bei ein-

fachen Verstößen kann die Kammer eine Rüge 

aussprechen und ggf. Ordnungsgelder von bis 

zu 5.000 EUR verhängen. Bei schwereren Ver-

stößen kommt ein gerichtliches Verfahren in 

Betracht, das vor den Berufsgerichten geführt 

wird. Die Berufsgerichte sind von den Kammern 

selbst eingerichtet und mit zahnärztlichen Kol-

legen sowie Berufsrichtern, d. h. Volljuristen, 

besetzt und den Verwaltungsgerichten erster 

Instanz beigeordnet. Rechtsmittelinstanz bei 

von diesen zu Pflichtenverstößen ergangenen 

Entscheidungen ist das Landesberufsgericht 

beim Verwaltungsgerichtshof in Kassel (siehe 

§§ 49 ff. hess. Heilberufegesetz).

Einschränkend gilt allerdings, dass die Be-

rufskammern nur zur Einhaltung der berufs-

rechtlichen Vorschriften befugt sind. Sie sind 

nicht berechtigt anstelle anderer staatlicher 

Ordnungsbehörden – wie der Gewerbeaufsicht, 

der Polizei oder des Ordnungsamtes – allgemei-

ne gefahrenabwehrrechtliche Verwaltungsakte 

zu erlassen: Wenn also ein Zahnarzt unlauteren 

Wettbewerb betreibt (z. B. Werbeaktion „Heu-

te 20 % auf alles“, angebliche Alleinstellungs-

merkmale oder kartellartige Werbeabsprachen 

mit ärztlichen Kollegen), dann sind die o. g. Be-

hörden zum Eingriff befugt13. 

Pflicht eines jeden 

Zahnarztes ist es, 

Mitglied der zuständigen 

Landeszahnärztekammer  

zu sein.
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FAZIT

Die Zwangsmitgliedschaft in Berufskammern 

ist in den letzten Jahrzehnten massiv in die 

mediale und politische Kritik geraten. Es soll-

ten aber nicht nur die negativen Aspekte einer 

Zwangs-, oder besser, Pflichtmitgliedschaft in 

der Zahnärztekammer gesehen werden. Denn 

das Kammerwesen dient allen Beteiligten, d. h. 

bei Zahnärzten der Qualitätssicherung, dem 

Umgang mit Patienten und Kollegen und damit 

letztlich auch dem Gemeinwohl. 
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